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Inhaltsverzeichnis:

Landratsamt:

1.	 Der Markt Egloffstein, der Markt Gößweinstein, die Stadt  
	 Gräfenberg, die Gemeinde Obertrubach, und der Markt  
	 Pretzfeld bilden gemäß Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über  
	 die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fas- 
	 sung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl S.  
	 555), geändert durch Gesetz vom 10. August 1994 (GVBl S.  
	 761) einen Zweckverband mit folgender Verbandssatzung

2.	Der Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Trubachtal  
	 erlässt auf Grund Art.30 Abs.2 des Gesetzes über die kom- 
	 munale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der  
	 Bek. vom 20.6.1994 (GVBl S. 555, zuletzt geändert durch  
	 Gesetz vom 24.7.1998, GVBI S. 424, BayRS 2020-6- 1-I),  
	 sowie Art. 20a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den  
	 Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bek vom 22.8.1998  
	 (GVBl S. 796, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.4.2001,  
	 GVBI S. 140, BayRS 2020-1-1-I) und §§ 11 und 18 der Ver- 
	 bandssatzung die folgende Satzung

3.	 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Gesetz über die Um- 
	 weltverträglichkeitsprüfung (UVPG); Wasserrechtliches  
	 Verfahren für das Zutagefördern von Grundwasser auf dem  
	 Grundstück Flur-Nr. 1314/1 der Gemarkung Oberehrenbach  
	 zur Beregnung des Sportgeländes

4.	 Stellenausschreibung: 01. September 2023 eine Ausbildung  
	 bzw. ab dem 01. Oktober 2023 ein duales Studium beim  
	 Landkreis Forchheim:

	 Verwaltungswirt/in (m/w/d) (Beamter/Beamtin (m/w/d) der  
	 zweiten Qualifikationsebene, Fachlaufbahn Verwaltung und  
	 Finanzen)

	 Diplom-Verwaltungswirt/in (FH) (m/w/d) (Beamter/Beam- 
	 tin (m/w/d) der dritten Qualifikationsebene, Fachlaufbahn  
	 Verwaltung und Finanzen)

1.

Der Markt Egloffstein, der Markt Gößweinstein, die Stadt Gräfen-
berg, die Gemeinde Obertrubach, und der Markt Pretzfeld bilden 
gemäß Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 1994 (GVBl S. 555), geändert durch Gesetz vom 10. August 
1994 (GVBl S. 761) einen Zweckverband mit folgender 

Verbandssatzung

Präambel: Im Interesse der leichteren Lesbarkeit wurde auf ge-
schlechterbezogene Formulierungen verzichtet. Selbstverständlich 
sind immer alle Geschlechter gemeint, auch wenn explizit nur eines 
der Geschlechter genannt werden sollte.

§ 1 

Rechtsstellung

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Ab-
wasserbeseitigung im Trubachtal“. Die Kurzbezeichnung lautet 
„AZV Trubachtal“. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in 91349 Egloffstein, Badstr. 
166.

§ 2 

Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder sind

a)	 der Markt Egloffstein

b)	 der Markt Gößweinstein

c)	 die Stadt Gräfenberg

d)	 die Gemeinde Obertrubach

e)	 der Markt Pretzfeld

(2) Dem Zweckverband können weitere Mitglieder beitreten. Der 
Beitritt bedarf der Änderung der Verbandssatzung.

–  26  –

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Haushaltsjah-
res aus dem Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversamm-
lung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsgemäßen 
Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss mindestens 12 Mona-
te vorher schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung der 
Verbandssatzung. Das Recht, aus wichtigem Grunde zu kündigen 
(Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt.
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(6) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband die kos-
tenlose Benutzung ihrer öffentlichen Verkehrsräume und der sons-
tigen ihrem Verfügungsrecht unterliegenden Grundstücke, soweit 
dies für die übertragene Aufgabe erforderlich ist. Die Regelungen 
zu den Pflichten des Zweckverbands bei Herstellung und Unterhal-
tung seiner Anlagen sowie zu den Folgepflichten und Folgekosten 
bei Baumaßnahmen der Verbandsmitglieder an oder in Straßen 
bzw. den sonstigen Grundstücken, die eine Änderung oder Siche-
rung der bestehenden Versorgungsanlagen des Zweckverbands er-
forderlich machen, erfolgen in einer gesonderten Vereinbarung.

(7) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband für die 
Durchführung seiner satzungsgemäßen Aufgaben die Benutzung 
ihrer Akten, Pläne sowie sonstiger Unterlagen und Daten.

§ 5 

Verbandsorgane

Die Organe des Zweckverbandes sind

1.	 die Verbandsversammlung

2.	 der Verbandsausschuss

3.	 der Rechnungsprüfungsausschuss

4.	 der Verbandsvorsitzende

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzen-
den und den übrigen Verbandsräten.

(2) Die Verbandsmitglieder entsenden in die Verbandsversamm-
lung folgende Anzahl von Verbandsräten:

Gößweinstein	 - 5 Verbandsräte

Obertrubach	 - 8 Verbandsräte

Egloffstein	 - 9 Verbandsräte

Gräfenberg	 - 3 Verbandsräte

Pretzfeld	 - 1 Verbandsrat

.

(3) Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung 
durch ihre ersten Bürgermeister und die von ihren Gemeinderäten 
bestellten weiteren Verbandsräte vertreten. An die Stelle des ver-
hinderten ersten Bürgermeisters tritt sein gewählter Stellvertreter 
nach Art. 39 Abs. 1 GO; mit Zustimmung der vorstehend Genann-
ten kann eine Gemeinde auch andere Stellvertreter bestellen. Die 
ersten Bürgermeister sind bei der Zahl der zu entsendenden Ver-
bandsräte jeweils mitzurechnen.

(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner 
Verhinderung. Verbandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die 
Verbandsräte und ihre Stellvertreter sind von den Verbandsmitglie-
dern dem Verbandsvorsitzenden, ist ein solcher noch nicht gewählt, 
der Geschäftsstelle, schriftlich zu benennen. Beamte und leitende 
oder hauptberufliche Arbeitnehmer des Zweckverbands können 

§ 3 

Räumlicher Wirkungskreis

Der räumliche Wirkungskreis des Zweckverbandes umfasst das 
Gebiet seiner Mitglieder in folgendem Umfang:

•	 im Markt Egloffstein: das gesamte Gemeindegebiet

•	 im Markt Gößweinstein: die Gemeindeteile Hardt, Harten- 
	 reuth, Kleingesee, Leimersberg, Morschreuth, Sattelmanns- 
	 burg, Ühleinshof, und Wichsenstein

•	 in der Stadt Gräfenberg: die Gemeindeteile Haidhof, Höfles,  
	 Hohenschwärz und Thuisbrunn

•	 in der Gemeinde Obertrubach: das gesamte Gemeindegebiet

•	 im Mark Pretzfeld: den Gemeindeteil Oberzaunsbach

§ 4 

Aufgaben des Zweckverbandes

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, für seine Mitglieder eine 
zentrale Abwasserbeseitigungsanlage zu planen, zu errichten, zu 
verbessern, zu erneuern, zu betreiben, zu unterhalten und im Be-
darfsfall zu erweitern. Zu den Verbandsanlagen gehören im Ein-
zelnen:

a)	 die Kläranlage

b)	 die Haupt- und Nebensammler (= Kanäle, die entlastetes Misch- 
	 wasser abführen)

c)	 die Regenbecken samt Entlastungskanälen

d)	 die Pumpwerke (soweit diese unmittelbar über Haupt- und Ne- 
	 bensammler auf den Schmutzwassertransport zur Kläranlage - 
	 bemessen sind).

Baumaßnahmen zu a, b, c und d sind im Einvernehmen mit den 
jeweiligen Verbandsmitgliedern (Gemeinden) durchzuführen.

(2) Die Planung, Errichtung, Verbesserung, Erneuerung, der Be-
trieb, die Unterhaltung und Erweiterung der örtlichen Kanalnetze 
bleibt Aufgabe der Verbandsmitglieder. Vor der Ausführung von 
Neubau- oder Erweiterungsmaßnahmen an örtlichen Kanalnetzen 
werden die hierfür erstellten Planungen auf ihre Anschlussfähig-
keit an die Verbandsanlagen vom Zweckverband auf Kosten des 
Verbandsmitgliedes geprüft

(3) Der Zweckverband kann für seine Mitglieder den Betrieb ih-
rer Anlagen sowie weitere Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Abwasserbeseitigung wahrnehmen. Hierzu sind entsprechende 
Vereinbarungen abzuschließen, die der Zustimmung der Verbands-
versammlung bedürfen.

(4) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem 
Zweckverband übertragenen Aufgaben zu erfüllen, und die hierzu 
notwendigen Befugnisse gehen auf den Zweckverband über. Das 
Recht, Satzungen und Verordnungen für das übertragene Aufga-
bengebiet zu erlassen, verbleibt bei den Verbandsmitgliedern.

(5) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne Gewinnerzie-
lungsabsicht.
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§ 9

Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind und die anwesenden 
stimmberechtigten Verbandsräte die Mehrheit der von der Ver-
bandssatzung vorgesehenen Stimmenzahl erreichen. Über andere 
als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur 
dann Beschluss gefasst werden, wenn die Angelegenheit dringlich 
ist oder alle Verbandsräte erschienen und mit einer Beschlussfas-
sung einverstanden sind.

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, 
die nicht auf der persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Ver-
bandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur 
Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese 
Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder 
diese Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschreiben, werden 
die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit 
der Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder Ver-
bandsrat hat eine Stimme.

(4) Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Verbands-
rat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich ein Verbandsrat 
trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstimmenden.

5) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vor-
schriften über die persönliche Beteiligung finden keine Anwen-
dung. Es wird geheim gewählt. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte 
der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im 
ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den bei-
den Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stim-
mengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im 
ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von 
Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die 
Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr 
Bewerber die gleiche nächst höhere Stimmenzahl erhalten, so ent-
scheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewer-
ber mit der höchsten Stimmenzahl kommt.

(6) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von 
Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsrä-
te, der behandelten Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse 
(Stimmverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem 
Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 
Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbands oder 
eines Verbandsmitglieds, soweit dieses zustimmt, zugezogen wer-
den. Verbandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, 
können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Nie-
derschrift vermerkt wird. Abschriften der Niederschrift sind unver-
züglich den Verbandsmitgliedern zu übermitteln.

§ 10

Zuständigkeit der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für

1.	 die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Er- 
	 weiterung der den Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen,

nicht Verbandsrat sein.

(5) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversamm-
lung angehören, endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres 
kommunalen Wahlamtes; entsprechendes gilt für ihre Stellvertre-
ter. Die weiteren Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden durch 
Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder bestellt, 
und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn 
Mitglieder dieser Organe bestellt werden, andernfalls für sechs 
Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der Ver-
tretungsorgane aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu 
widerrufen, wenn ein Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan eines 
Verbandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder der 
Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre 
Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Ver-
bandsräte weiter aus.

§ 6 a

Zusammensetzung der Verbandsversammlung ab dem 
01.05.2026

Der Absatz 2 des § 6 Satzung des Zweckverbandes zur Abwasser-
beseitigung im Trubachtal erhält ab 01.05.2026 folgenden Wortlaut:

Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Verbands-
versammlung entsendet, richtet sich nach dem jeweiligen Einwoh-
nerwert in dessen Gebiet. Die Anzahl der Verbandsräte in der 
Verbandsversammlung beträgt 20 Verbandsräte. Jedes Verbands-
mitglied entsendet mindestens einen Verbandsrat. Die Anzahl der 
übrigen Verbandsräte werden anteilig nach den Einwohnerwerten 
jeder Mitgliedsgemeinde berechnet.

§ 7

Einberufung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elektro-
nische Einladung des Verbandsvorsitzenden zusammen. Die Ein-
ladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände 
angeben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sit-
zung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende 
die Frist bis auf vierundzwanzig Stunden abkürzen.

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal ein-
zuberufen. Sie muss außerdem einberufen werden, wenn es ein 
Drittel der Verbandsräte, die Aufsichtsbehörde oder das zuständige 
Wasserwirtschaftsamt beantragen; im Antrag sind die Beratungs-
gegenstände anzugeben.

§ 8

Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der 
Verbandsversammlung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die 
Ordnung während der Sitzung.

(2) Vertreter der Aufsichtsbehörde und des Wasserwirtschaftsam-
tes Kronach haben das Recht, an den Sitzungen teilzunehmen. Die 
Verbandsversammlung kann auch andere Personen hören.
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§ 12

Zusammensetzung des Verbandsausschusses

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbandsvorsitzenden 
und weiteren 8 Mitgliedern. Hierbei sind die Verbandsmitglieder 
wie folgt vertreten:

Gößweinstein:	 2 Sitze

Obertrubach:	 3 Sitze

Egloffstein:	 3 Sitze

Gräfenberg:	 1 Sitz

(2) Die Verbandsversammlung bestellt aus ihrer Mitte auf Vor-
schlag der Mitglieder die weiteren Mitglieder des Verbandsaus-
schusses und jeweils 1 Stellvertreter. Die Bestellung gilt für die 
Dauer der Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung. Die Bestellten 
können nur aus wichtigem Grund von der Verbandsversammlung 
abberufen werden.

§ 13

Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses

Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten 
die §§ 7 bis 9 entsprechend. Die Sitzungen des Verbandsausschus-
ses sind nicht öffentlich.

§ 14

Zuständigkeit des Verbandsausschusses

(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig, 

1.	 die Beamten des Zweckverbandes im Rahmen des Stellenplans  
	 zu ernennen, zu einem anderen Dienstherrn abzuordnen oder  
	 zu versetzen, in den Ruhestand zu versetzen und zu entlassen,  
	 soweit nicht Art. 38 Abs. 2 Satz 1 KommZG betroffen ist.

2.	 die tariflich Beschäftigten des Zweckverbandes im Rahmen des  
	 Stellenplans einzustellen, höher zu gruppieren und zu kündi- 
	 gen, soweit nicht Art. 38 Abs. 2 Satz 1 KommZG betroffen ist.

3.	 für den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den  
	 Zweckverband Verpflichtungen in Höhe von 10.000 € bis  
	 50.000 € mit sich bringen,

4.	 über- und außerplanmäßige Ausgaben zu beschließen.

5.	 Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur zwangsweisen  
	 Durchsetzung ihrer finanziellen Verpflichtungen gegenüber  
	 dem Zweckverband einzuleiten,

6.	 die notwendigen Unterhaltungsarbeiten zu ermitteln und die  
	 von dem Vorsitzenden und den Dienstkräften des Zweckver- 
	 bandes zur Erfüllung seiner Aufgabe ausgeübten Tätigkeit lau- 
	 fend zu überwachen.

7.	 für die Vorberatung des Entwurfs der Haushaltssatzung

2.	 die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssatzung, die  
	 Nachtragshaushaltssatzungen und die Aufnahme von zusätzli- 
	 chen Krediten während der vorläufigen Haushaltsführung,

3.	 die Beschlussfassung über den Finanzplan,

4.	 die Beschlussfassung über den Stellenplan für die Dienstkräfte,

5.	 die Feststellung und endgültige Anerkennung der Jahresrech- 
	 nung,

6.	 die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seines Stellvertreters,  
	 die Bestellung der Mitglieder des Verbandsausschusses und die  
	 Festsetzung von Entschädigungen,

7.	 die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse,

8.	 den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäfts- 
	 ordnung für die Verbandsversammlung,

9.	 die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung  
	 und weiterer Satzungen, die Auflösung des Zweckverbandes  
	 und die Bestellung von Abwicklern

10.	 den Erwerb, die Belastung, den Tausch und die Veräußerung  
	 von Grundstücken, sofern der Vertragswert über einem Betrag  
	 von 10.000 € liegt,

11.	 den Abschluss von Vereinbarungen nach § 4 Abs. 3 dieser Sat- 
	 zung,

12.	den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den  
	 Zweckverband Verpflichtungen in Höhe von mehr als 50.000,-  
	 € mit sich bringen,

13.	 den Gesamtplan der im Haushaltsjahr oder in mehreren Haus- 
	 haltsjahren durchzuführenden Unterhaltungsarbeiten.

14.	 die Aufnahme von Darlehen, die Übernahme von Bürgschaften  
	 und den Abschluss von Rechtsgeschäften verwandter Art.

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen 
ihr im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen 
Gegenstände, soweit nicht der Verbandsausschuss nach § 14 zustän-
dig ist.

(3) Die Verbandsversammlung kann diese Zuständigkeit allgemein 
oder für den Einzelfall auf den Verbandsausschuss übertragen. Sie 
kann die Übertragung jederzeit für die Zukunft widerrufen. Bei 
der Übertragung von Zuständigkeiten ist Art. 34 (2) KommZG zu 
beachten.

§ 11

Rechtsstellung der Verbandsräte

(1) Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig.

(2) Für Verbandsversammlungen und Verbandsausschusssitzungen 
erhalten die Verbandsräte eine Pauschale für Auslagenersatz und 
Reisekostenersatz sowie auf Antrag einen Ersatz für den Verdienst-
ausfall. Näheres regelt die Entschädigungssatzung des Zweckver-
bandes zur Abwasserbeseitigung im Trubachtal. 
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§ 18

Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich 
tätig. Unbeschadet des § 11 erhält der Verbandsvorsitzende für sei-
ne Tätigkeit nach § 17 eine Aufwandsentschädigung, ebenso der 
Stellvertreter nach dem Maße seiner besonderen Inanspruchnahme. 
Die Höhe der Entschädigung wird in der Entschädigungssatzung 
des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im Trubachtal ge-
regelt.

§ 19

Dienstkräfte des Zweckverbandes

(1)	 Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle. Die Ge-
schäftsstelle führt der Verbandsvorsitzende. Die Tätigkeit der Ge-
schäftsstelle wird vom Markt Egloffstein wahrgenommen.

(2)	 Über die Verwaltungskostenumlage an den Markt Egloffstein 
entscheidet die Verbandsversammlung im zweijährigen Turnus.

(3)	 Dem Zweckverband steht das Recht zu, Dienstherr von Beam-
ten zu sein.

§ 20

Verbandswirtschaft

Für die Verbandswirtschaft des Zweckverbandes gelten die Vor-
schriften für Gemeinden entsprechend, soweit sich aus dem Gesetz 
über die kommunale Zusammenarbeit nichts anderes ergibt. Die 
Haushaltswirtschaft wird nach den Grundsätzen der Kameralistik 
geführt.

§ 21

Haushaltssatzung

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern 
spätestens einen Monat vor Beschlussfassung in der Verbandsver-
sammlung zu übermitteln.

(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des 
Haushaltsjahres zu beschließen und mit ihren Anlagen der Auf-
sichtsbehörde vorzulegen. Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Geneh-
migungen erforderlich sind, nach Erteilung der Genehmigungen, 
sonst einen Monat nach der Vorlage an die Aufsichtsbehörde nach § 
26 Abs. 1 bekannt gemacht. 

 (2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegen-
heiten, die ihm durch Einzelbeschluss der Verbandsversammlung 
übertragen werden.

§ 15

Rechtsstellung der Mitglieder des Verbandsausschusses

Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind ehrenamtlich tätig. § 
11 gilt entsprechend.

§ 16

Wahl des Verbandvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der 
Verbandsversammlung aus ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvor-
sitzende und sein Stellvertreter sollen jeweils der gesetzliche Ver-
treter eines Verbandsmitglieds sein.

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die 
Dauer von 6 Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes 
eines Verbandsmitgliedes, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie 
üben ihr Amt nach Ablauf der Amtszeit, für die sie gewählt sind, bis 
zum Amtsantritt des neu gewählten Verbandsvorsitzenden weiter 
aus.

§ 17

Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach au-
ßen.

(2) Der Verbandsvorsitzende hat den Vorsitz in der Verbandsver-
sammlung und bei der Verbandsausschusssitzung.

(3) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbands-
versammlung und des Verbandsausschusses und erledigt ferner in 
eigener Zuständigkeit Angelegenheiten, die nach der Gemeinde-
ordnung kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. Er 
erfüllt die ihm im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
zugewiesenen weiteren Aufgaben.

(4) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung kön-
nen dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere 
Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen werden.

(5) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse sei-
nem Stellvertreter und laufende Verwaltungsangelegenheiten den 
Dienstkräften des Zweckverbandes oder mit Zustimmung eines 
Verbandsmitgliedes dessen Dienstkräften übertragen.

(6) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden 
soll, bedürfen der Schriftform. 
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c)	 die Höhe des Investitionsumlagebetrages für jedes Verbands- 
	 mitglied.

(3) Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist anzugeben:

a)	 die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten lau- 
	 fenden Finanzbedarfs (Umlagesoll),

b)	 der im letzten Jahr bereinigte Frischwasserverbrauch der Ver- 
	 bandsmitglieder für die angeschlossenen Gemeindeteile i. S.  
	 des § 10 Abs. 2 der BGS/EWS der Mustersatzung des StMI  
	 (Bemessungsgrundlage),

c)	 die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für jedes Ver- 
	 bandsmitglied.

(4) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern  
	 durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid).

(5) Die Investitionsumlage und Betriebskostenumlage werden mit  
	 einem Viertel des jeweiligen Jahresbetrages jeweils am 10.  
	 März, am 10. Juni, am 10. September und am 10. Dezember  
	 fällig. Werden sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können von  
	 den säumigen Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 0,5 v.  
	 H. pro angefangenen Monat gefordert werden.

(6) Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskostenumlage bei  
	 Beginn des Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so erhebt  
	 der Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufige vierteljährli- 
	 che Teilbeträge in Höhe der Vorjahresrate. Nach Festsetzung  
	 der Umlage für das laufende Rechnungsjahr ist über die vorläu- 
	 figen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurech- 
	 nen.

§ 24

Kassenverwaltung

Die Kassengeschäfte des Zweckverbands werden von dem Ver-
bandsmitglied Markt Egloffstein (Geschäftsstelle des Zweckver-
bandes) geführt.

§ 25

Jahresrechnung, Prüfung

(1) Die Jahresrechnung soll vom Rechnungsprüfungsausschuss bin-
nen 12 Monaten örtlich geprüft werden. Der Rechnungsprüfungs-
ausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu bilden. 
Er besteht aus 3 Verbandsräten. Die Mitglieder des Rechnungs-
prüfungsausschusses bestellen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. 
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter können nicht dem 
Rechnungsprüfungsausschuss angehören.

(2) Nach Abschluss der örtlichen Prüfung ist die Jahresrechnung 
der Verbandsversammlung vorzulegen. Die Verbandsversammlung 
stellt die Jahresrechnung fest und beschließt über die Entlastung. 

(3) Nach der Feststellung der Jahresrechnung findet die überörtli-
che Rechnungsprüfung statt. Überörtliches Prüfungsorgan ist die 
staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamts Forchheim. 

§ 22

Deckung des Finanzbedarfs

(1) Der Zweckverband erhebt von seinen Verbandsmitgliedern Um-
lagen.

(2) Der durch Zuschüsse, Kredite und sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Finanzbedarf des Zweckverbands für Investitionen im 
Sinne der KommHV-Kameralistik, einschließlich der dem Vermö-
genshaushalt zuzuordnenden Ausgaben für Ersatzbeschaffungen 
von beweglichen Sachen, wird auf die Verbandsmitglieder umge-
legt (Investitionsumlage). Umlegungsschlüssel sind die regelmäßig 
festzulegenden Einwohnerwerte.

(3) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte laufende Fi-
nanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebs-
kostenumlage). Zum laufenden Finanzbedarf im Sinne dieser Be-
stimmungen gehören alle Ausgaben, die haushaltsrechtlich dem 
Verwaltungshaushalt zuzuordnen sind, sowie die Ausgaben für die 
ordentliche Tilgung von Krediten im Vermögenshaushalt, soweit 
dafür nach den einschlägigen Vorschriften der KommHV-Kame-
ralistik eine Zuführung vom Verwaltungshaushalt an den Vermö-
genshaushalt vorzunehmen ist. Umlegungsschlüssel ist der berei-
nigte Frischwasserverbrauch i. S. des § 10 Abs. 2 der BGS/EWS 
der Mustersatzung des StMI (AllMBl. S. 350 vom 20.05.2008, Az. 
IB4-1421.1-166) des Vorjahres und für die Verwaltungskosten die 
festgelegten Einwohnerwerte nach Abs. 1.

(4) Ergibt sich für ein abgelaufenes Haushaltsjahr in der Haushalts-
rechnung des Zweckverbands ein Überschuss (§ 79 Abs. 3 Komm-
HV-Kameralistik), der ganz oder teilweise darauf beruht, dass nach 
dem tatsächlichen Ablauf der Haushaltswirtschaft der Bedarf an 
Investitionsumlage oder Betriebskostenumlage niedriger gewesen 
ist, als er in der Haushaltssatzung festgesetzt worden war, so bringt 
der Zweckverband die zu viel erhobenen Umlagen den Mitglieds-
gemeinden nach Maßgabe der auf sie entfallenden Teilbeträge als 
Zahlungen auf die Umlagenschuld des darauffolgenden Jahres gut.  

(5) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband einge-
tretene Änderungen, die für die Berechnung der Umlagen von Be-
deutung sind, mitzuteilen und dem Verband die notwendigen Unter-
lagen zur Verfügung zu stellen.

§ 23

Festsetzung und Zahlung der Umlagen

(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden 
in der Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie 
können nur während des Haushaltsjahres durch eine Nachtrags-
haushaltssatzung geändert werden.

(2) Bei Festsetzung der Investitionsumlage ist anzugeben:

a)	 die Höhe des durch Zuschüsse, Kredite und sonstige Einnah- 
	 men nicht gedeckten Finanzbedarfes für die Investitionen (Um- 
	 lagesoll),

b)	 die festgelegten Einwohnerwerte der Verbandsmitglieder (Be- 
	 messungsgrundlage),
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ohne dass dadurch der Zweckverband aufgelöst wird, so wird es 
mit dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung erhalten wür-
de, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens 
aufgelöst werden würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet 
gelegenen Gegenstände des Anlagevermögens unter Anrechnung 
auf seinen Abfindungsanspruch zum geschätzten Zeitwert zu 
übernehmen. Bezüglich der beim Zweckverband verbleibenden 
zentralen Entwässerungsanlagen (Kläranlage, Hauptsammler und 
Sonderbauwerke) ist ihm auf Verlangen ein Mitbenutzungsrecht 
auf der Grundlage einer gesondert abzuschließenden Zweckverein-
barung einzuräumen. Der Abfindungsanspruch wird 10 Jahre nach 
dem Ausscheiden, spätestens im Falle der Auflösung des Zweck-
verbandes fällig. Die Beteiligten können für die Berechnung und 
Fälligkeit des Abfindungsanspruches eine abweichende Regelung 
vereinbaren.

§ 29

Inkrafttreten

(1) Diese Verbandssatzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt des Landkreises Forchheim in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 08.05.2009 außer 
Kraft.

Egloffstein, 22.03.2022

Stefan Förtsch

1.  Vorsitzender

2.

Der Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Trubachtal erlässt 
auf Grund Art.30 Abs.2 des Gesetzes über die kommunale Zu-
sammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bek. vom 20.6.1994 
(GVBl S. 555, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.7.1998, GVBI 
S. 424, BayRS 2020-6- 1-I), sowie Art. 20a und Art. 23 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der 
Bek vom 22.8.1998 (GVBl S. 796, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24.4.2001, GVBI S. 140, BayRS 2020-1-1-I) und §§ 11 und 18 
der Verbandssatzung die folgende

Satzung

Präambel: Im Interesse der leichteren Lesbarkeit wird auf ge-
schlechterbezogene Formulierungen verzichtet. Selbstverständlich 
sind immer alle Geschlechter gemeint, auch wenn explizit nur eines 
der Geschlechter genannt werden sollte.

§ 26

Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden 
im Amtsblatt für den Landkreis Forchheim bekannt gemacht. Die 
Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer 
Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachungen hin. 
Die Satzungen und Verordnungen können in der Geschäftsstelle 
des Zweckverbandes eingesehen werden.

(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes 
sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde 
kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amtsblatt für den 
Landkreis Forchheim anordnen.

§ 27 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde

(1) Aufsichtsbehörde ist das Landratsamt Forchheim

(2) Abweichend von § 7 Abs. 1 kann die Aufsichtsbehörde die Ver-
bandsversammlung einberufen, wenn der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter verhindert sind und die Tagung der Verbandsver-
sammlung unaufschiebbar ist.

(3) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Ver-
bandsmitgliedern, wenn sie sich gleichgeordnet gegenüberstehen, 
und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckverbandes unterei-
nander aus dem Verbandsverhältnis, ist die Aufsichtsbehörde zur 
Schlichtung anzurufen.

§ 28

Auflösung, Auseinandersetzung

(1) Die Auflösung des Zweckverbands bedarf einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbands-
versammlung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die 
Auflösung ist wie diese Verbandssatzung bekannt zu machen. 

(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen 
Aufgaben auf andere juristische Personen des öffentlichen Rechts 
mit Dienstherrnfähigkeit übergehen, haben die Verbandsmitglieder 
die Beamten und Versorgungsempfänger zu übernehmen.

(3) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemein-
den das Recht, die auf ihrem Gebiet gelegenen zentralen Entwäs-
serungsanlagen (Kläranlage, Hauptsammler und Sonderbauwer-
ke) zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Bei den zentralen 
Entwässerungsanlagen ist den übrigen beteiligten Gemeinden auf 
Verlangen ein Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer ge-
sondert abzuschließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Im 
Übrigen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die 
Verbandsmitglieder unter Anrechnung der übernommenen Gegen-
stände nach dem in § 22 für die Investitionsumlage festgelegten 
Verhältnis zu verteilen. Übersteigen bei Auflösung des Zweckver-
bandes die Verbindlichkeiten das vorhandene Vermögen, so ist der 
Fehlbetrag nach demselben Verhältnis auf die Verbandsmitglieder 
umzulegen.  

(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, 
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§ 4 

Entschädigung des Verbandsvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatli-
che Pauschalentschädigung in Höhe von 500,00 Euro.

(2) Der Stellvertreter erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Pau-
schalentschädigung in Höhe von 100,00 Euro.

(3) Die Entschädigungen nach Abs. 1 und 2 nehmen an den Ge-
haltsentwicklungen des TVÖD der Entgeltgruppe 9c teil.

§ 5 

Auszahlung der Entschädigungen

Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen 
werden monatlich im Voraus ausgezahlt. Die übrigen Entschädi-
gungen werden nachträglich nach Abrechnung gezahlt.

§ 6 

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Egloffstein, 23.03.2022

Stefan Förtsch

1. Vorsitzender

3.

Landratsamt Forchheim
-Dienststelle Ebermannstadt-
FB 42, Wasserrecht
Az.: 42 – 6421-17/22

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG);

Wasserrechtliches Verfahren für das Zutagefördern von 
Grundwasser auf dem Grundstück Flur-Nr. 1314/1 der Gemar-
kung Oberehrenbach zur Beregnung des Sportgeländes

§ 1 

Entschädigungsberechtigte

Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbands-
versammlung werden für die Teilnahme an Sitzungen und für die 
sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser 
Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertreter/innen, 
sofern ein Vertretungsfall vorliegt.

§ 2 

Auslagenersatz

Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die 
Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Aus-
schüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere Reisekostenvergütung 
nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. 

§ 3 

Entschädigung der Verbandsräte

(1)  Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art.31 Abs.2 Satz 1 
KommZG kraft Amtes der Verbandsversammlung angehören, er-
halten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung 
und ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungs-
geldpauschale wird auf 25,00 Euro je Sitzung festgesetzt.

(2) Soweit die Verbandsräte Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, 
erhalten sie außerdem den entstandenen Verdienstausfall für die 
Dauer der Sitzung einschließlich einer angemessenen An- und Ab-
reisezeit ersetzt. Der Betrag des entgangenen Lohns oder Gehalts 
ist durch Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen.

(3) Soweit es sich um selbständig Tätige handelt, erhalten die Ver-
bandsräte je Stunde Sitzungsdauer für den entstandenen Einkom-
mensausfall einen Pauschalsatz, der jährlich neu nach dem vom 
Statistischen Bundesamt in Wiesbaden für das Vorjahr ermittelten 
Durchschnittsverdienst eines Industriefacharbeiters zu bemessen 
ist. Soweit Verbandsversammlungen in der Zeit nach 19.00 Uhr 
oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen statt-
finden, wird keine Verdienstausfallentschädigung gewährt;

(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den 
Absätzen 2 oder 3 haben, denen aber im beruflichen und häusli-
chen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein Nachteil 
entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Ar-
beitszeit oder das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen wer-
den kann, erhalten eine Pauschalentschädigung wie selbstständig 
Tätige.

(5) Soweit die Mitglieder der Verbandsversammlung berufsmäßig 
oder ehrenamtliche 1. Bürgermeister sind, erhalten sie lediglich den 
Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen (Art. 30 Abs. 2 KommZG).

(6) Die Entschädigungen nach den Abs. 2 – 5 werden nur auf An-
trag der Berechtigten gewährt.

(7) Die Entschädigungen nach Abs. 1 nehmen an den Gehaltsent-
wicklungen des TVÖD der Entgeltgruppe 9c teil.



Amtsblatt für den Landkreis Forchheim Nr. 8 / 2022

–  34  –

Bekanntmachung

gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG

Der Antragsteller, DJK Weingarts 1961 e. V., vertr. d. Herrn 1. Vor-
sitzenden Matthias Götz, beantragte mit Antrags- und Planunterla-
gen vom Februar 2022 die wasserrechtliche Erlaubnis für das o. g. 
Vorhaben. Mit Bescheid vom 16.04.2002 wurde bereits eine was-
serrechtliche Erlaubnis hierfür erteilt, welche bis zum 30.06.2022 
befristet wurde. 

Das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten von 
Grundwasser stellt eine Benutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG 
dar, die nach § 8 Abs. 1 WHG einer wasserrechtlichen Gestattung 
bedarf.

Für die Erteilung dieser Erlaubnis ist eine Prüfung nach den Vor-
schriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) erforderlich. Das Entnehmen von Grundwasser mit ei-
nem jährlichen Gesamtvolumen von insgesamt 6.930 m³ fällt unter 
Nr. 13.3.3 der Anlage 1 zum UVPG. Für solche Vorhaben ist eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles vorgeschrieben. Im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens war nach § 9 i. V. m. § 7 
UVPG auf Grund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG genannten Kriterien festzustellen, ob das 
Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. 
Ebenso war zu berücksichtigen, inwieweit Umweltauswirkungen 
durch die vom Träger des Vorhabens vorgesehenen Vermeidungs- 
und Verminderungsmaßnahmen offensichtlich ausgeschlossen 
werden oder inwieweit Prüfwerte für Größe oder Leistung, die die 
Vorprüfung eröffnen, überschritten werden. Im vorliegenden Fall 
wäre dann eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist, da durch die beabsichtigte Grundwas-
serentnahme keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die 
genannten Prüfkriterien zu erwarten sind.

Aus wasserwirtschaftlicher und naturschutzfachlicher Sicht ist 
durch das Vorhaben mit keinen erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Umwelt zu rechnen.

Die Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG öf-
fentlich bekannt gegeben.

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig 
anfechtbar.

Hinweis:

Der Inhalt dieser öffentlichen Bekanntmachung ist gemäß Art. 27a 
Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) auch auf 
der Internetseite des Landratsamtes Forchheim unter folgendem 
Link abrufbar:

http://lra-fo.de/site/2_aufgabenbereiche/Natur_Umwelt/Wasser-
recht/fb_wasserrecht.php

Ebermannstadt, 22.03.2022

gez. 

Köse-Andre

Regierungsrätin

 

Starte mit uns in Deine berufliche Zukunft und beginne ab dem 
01. September 2023 eine Ausbildung bzw. ab dem 01. Oktober 2023 
ein duales Studium beim Landkreis Forchheim:  

Verwaltungswirt/in (m/w/d)
(Beamter/Beamtin (m/w/d) der zweiten Qualifikationsebene, 

Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen)

Diplom-Verwaltungswirt/in (FH) (m/w/d)
(Beamter/Beamtin (m/w/d) der dritten Qualifikationsebene,

Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen) 

Wir freuen uns über Deine aussagekräftige Online-Bewerbung mit 
Anschreiben, Lebenslauf und dem letzten Schulzeugnis, die Du über 
https://www.mein-check-in.de/lra-fo hochladen kannst. 

Nähere Informationen über die angebotenen 
Ausbildungsberufe findest Du auf unserer Home-
page unter: www.landkreis-forchheim.de/karriere

4.


